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Ruhescheint erste
LuxemburgerInnen−Pflicht

zu sein. Weder die
Regierung, noch die
Opposition, noch die

Bevölkerung will hören,
dassesbergab gehen
könnte. Undschon gar

nicht, warum.

Krise, was denn für eine Kri-
se? Viele Menschen in Luxem-
burg sehen nur Medienrummel
in den Diskussionen umweniger
WachstumundRezessionsgefah-
ren. "Ich spüre nichts davon",
sagt Claude, gut verdienender
Informatiker, "... halt, doch, die
letzte Gratifikation fiel beschei-
dener aus." Aber: Die Banken
fahren weiterhin Profite ein −
über zwei Milliarden Euro im
ersten Semester 2002 − und der
Staat verfügt über reichlich Re-
serven.
Claude kennt die Situationi m

Finanzsektor, er hat vor kurzem
den Arbeitgeber gewechselt.
"Entlassungen hat es bisher
kaumgegeben. Aber interessan-
te Jobs sind schwieriger zu fin-
den, und bei den Löhnen sind
die Arbeitgeber vorsichtiger ge-
worden." Seine alte Firma hat,
wie andere auch, einen Einstel-
lungsstopp verhängt. Vor allem
aber bei den Consulting−Ausga-
ben sparen alle − das trifft dann
Unternehmen wie Deloitte, die
über 50 Mitarbeiter entlassen
will.

Strukturelle Krise
Woher kommt der Eindruck,

dass alles nicht so schli mmsei?
Liegt es daran, dass sich die Kri-
sein Luxemburgvorerst auf den
Finanzsektor beschränkt und
dort als Erstes die Grenzgänge-
rInnen von Entlassungen betrof-
fensind? Die Weltwirtschaftskri-
se, über die ausländische Medi-
en und internationale Experten
diskutieren, wird, falls sieandau-
ert, irgendwann auch die Men-
schenzwischenRümelingenund
Ulflingentreffen.
Auch wenn die spekulative

Blase etwas geschrumpft sei,
schrieb kürzlich der Economist
(1), so müsse mansich dochauf
stürmische Zeiten gefasst ma-
chen. Für die US− wie für die

Weltwirtschaft sei eine Rück-
kehr zu den vorherigen Wachs-
tumsraten unwahrscheinlich.
Der französische Wirtschafts-
wissenschaftler Dominique Tad-
dei führt die Krise auf konjunk-
turellen und strukturelle Ursa-
chen zurück: Den Krieg gegen
den Terrorismus und den Ver-
trauensverlust nach der Enron−
Affäre (2). Er prognostiziert ein
Szenario mit niedrigen Zinsen,
niedrigen Investitionen und
niedrigem Wachstum, wie es in
Japanseit über zehnJahrenvor-
herrscht.
Doch selbst diese Aussicht

könntezuopti mistischsein. Das
größte Risiko geht von der ho-
hen Verschuldung der US−ameri-
kanischen Privathaushalte aus.
Dabei soll deren Konsumeigent-
lich das Wirtschaftswachstum
wieder ankurbeln, so die Hoff-
nung. DochdieExpertInnensind
sich einig, dass die Anti−Krisen−
Mittel wie Zinssenkungen alle
ausgeschöpft sind. Ein zusätzli-
cher Schockkönntefür die Welt-
wirtschaft fatal sein. Das US−Au-
ßenhandelsdefizit könne nur ge-
deckt werden, wenndieInvesto-
ren ein gewisses Vertrauen in
die US−Wirtschaft behielten, so
der Wirtschaftswissenschaftler
Robert Boyer (3). Doch eben
dieses Vertrauen ist angeschla-
gen.

Aussitzen!
Das ist der Aspekt der Krise,

denauchhierzulandeviele Men-
schen mitbekommen haben: Ih-
re Aktien, oder dieihrer Bekann-
ten, sind gefallen. "Da musst du
cool bleiben", meint Claude. Ab-
stoßen sei jedenfalls ein Fehler.
"Erstes Gebot: Investiere nur
Geld, das du nicht unbedingt
brauchst. Viele halten sich lei-
der nicht daran." Es tue trotz-
demweh, wenndie Kursefallen,
gesteht Claude ein. Aber, und

dabei verweist er auf eine Grafik
aus demBuch der Luxemburger
Börsenexpertin und Berufsopti-
mistin Doris de Paoli: "Trotz Kri-
sen sind die Aktien i mmer wie-
der gestiegen. Man muss nur ab-
wartenkönnen."
Das scheint auch das Motto

der Luxemburger Regierung zu
sein. Die KorrekturenimBudget
2003 sind vor allem kosmeti-
scher Natur. Die Reserven und
die nicht ausgeschöpften Mög-
lichkeiten für Neuverschuldung
erlaubenes Luxemburg, auf eine
Vollbremsung zu verzichten. En-
de Oktober rechnete der Statec
mit einer Erholungin der ersten
Jahreshälfte 2003. Amvergange-
nenFreitag war diese− voninter-
nationalen Institutionen über-
nommene− Schätzung umsechs
Monate nach hinten revidiert
worden.
Was, wenn der weltweite Auf-

schwung überhaupt nicht ein-
tritt, oder sich auf ein laues
Wachstum beschränkt? Die Re-
gierung hat schon jetzt einen
Teil ihrer Investitionen ge-
streckt. Bei m Escher Zukunfts-
forum warnte Wirtschaftsminis-
ter Henri Grethen, die Umset-
zung der Projekte in Belval (un-
ter anderemTeile der Uni) kön-
ne statt zehn 25 Jahre dauern.
Diese Vorgehensweise bedeutet
nicht nur weniger Investitionen
und längeres Warten, sie ver-
schiebt auch andere notwendi-
ge, aber noch nicht beschlosse-
ne, Infrastrukturausgaben auf
denSanktnimmerleinstag.

Weiter schmarotzen
Demgegenüber sind die Vor-

schläge der größten Opposition-
spartei LSAP nicht gerade origi-
nell. Unisono mit der Regierung
plädierensiefür eine wirtschaft-
liche Diversifizierungi mFinanz-
sektor, bei den erneuerbaren
Energien− undin der Biotechno-
logiebranche! Bei der LSAP−Pres-
sekonferenz am vergangenen
Montag blieb das von Alex Bo-
dry favorisierte linksökologi-
sche Profil auf der Strecke: Jean
Asselborn bezeichnet eine
15−prozentige, von der Einkom-
mensteuer befreiende Quellen-
steuer als "gerecht", und Robert
Goebbels warntevor der EU−Die-
sel−Direktive, die den Tanktou-
rismus bedroht.
Die Grünen dagegen brechen

eine Lanzefür Umweltpolitik als
Standortfaktor. Sie kritisieren
die klientelistische Erziehungs-
zulage, die überzogenen Steuer-
erleichterungen und den Glau-
ben an ein Vier−Prozent−Wachs-
tum ohne Ende. Und plädieren
füreine wirtschaftliche Diversifi-
zierung durch ethische Invest-
ment−Fonds und Hitech−Umwelt-
unternehmen − alles andere als
kapitalismusfeindliche Maßnah-
men.
Einzig die MilitantInnen von

Attac und Teile von "Déi Lénk"
vollziehen den Schritt zur Fun-
damentalkritik: Schuld an der
Krise sei die neoliberale Globali-
sierung, die die Reichen reicher
mache und enorme wirtschatli-
che, soziale, kulturelle und öko-
logische Schäden anrichte. Jene
Globalisierung also, die Luxem-
burgzuseinembisherigen mate-
riellen Wohlstandverholfenhat.

RaymondKlein

Schwi mmende Zeitbomben unterwegs
Greenpeace−AktivistI nnen haben am Mittwoch in Rot-
terdam erneut gegen die Fahrt der "Byzanti o" protes-
tiert. Das 26 Jahre alte Tankschiff, so teilte Greenpeace
i n ei ner Pressemitteil ung mit, verfüge lediglich über ei-
ne Rumpf−Hülle undtransportiere mehr als 50. 000 Ton-
nen Rohöl auf der Presti ge−Route. Die Liste mit den 66
Namen von als kritisch ei ngestuften Schiffen, welche
die EU−Kommission am vergangenen Dienstag veröf-
fentlicht hatte, könne nicht ei nmal "als schlechter Witz"
bezeichnet werden, so Greenpeace−Meeresexperti n Ni-
na Thüllen. Sie kritisierte unter anderem, dass sowohl
weder die gesunkene "Presti ge" und die "Byzanti o" noch
ei n anderer Tanker aus ei nem EU−Staat dort aufgeführt
werde. Nach Daten der Versicherungsgesellschaft
Lloyd' s fahren aber noch tausende Ei nhüllen−Großtan-
ker, die älter als 20 Jahre si nd, auf den Weltmeeren.
Greenpeace fordert die volle, unei ngeschränkte und
verschuldensunabhängi ge Haftung aller Verantwortli-
chen. Schiffseigentümer, Manager, Betrei ber von Tank-
schiffen und auch die Ei gentümer von Ladungen sollen
sich nicht länger durch komplizierte wirtschaftliche Ver-
schachtel ungen der Fir men aus der Verantwortung
stehlen dürfen.
Unterdessen hat sich die Situati on an der galizischen
Küste weiter verschärft. Das Öl bedroht nun auch ei n
Naturrreservat, i n dem jedes Jahr Zehntausende von
Zugvögeln überwintern.

Umden Lohn geprellt
Trauri ge Weihnachtstage stehen offenbar zehn LKW−
FahrerI nnen der Transportfir ma All−I n Transporte Lu-
xemburg SAbevor. Bereits Anfang September hatte der
OGBL−ACAL bei m Geschäftsführer der Fir ma die ver-
spätete Auszahl ung der Löhne reklamiert. Ohne Erfolg,
der Arbeitgeber, der den Sitz sei nes Unternehmens laut
Gewerkschaft i m Laufe dieses Jahres mehrmals ge-
wechselt haben soll, weigerte sich, die geschuldeten
Beträge auszuzahlen und behielt auch gleich die Löhne
für September, Oktober und November ei n.
I m Oktober richtete deshalb der OGBL schriftliche Be-
schwerden und die Forderung nach ei nem zwangswei-
sen Konkursverfahren an die Gewerbei nspektion, die
Zoll− und Akzisenverwaltung und die Staatsanwalt-
schaft. Bisher blieben aber auch deren Bemühungen er-
folglos. Der Grund: Die Untersuchung fi nde unter er-
schwerten Bedi ngungen statt, da der Arbeitgeber unauf-
fi ndbar sei. Für den OGBL zeigt der Vorfall der Fir ma
All−I n ei nmal mehr, i n welchem Maße elementarste
Rechte i m Transportsektor "von Arbeitgeberseite mit
den Füßen getreten werden".

Forumüber Säkularisierung und Krieg
"Säkularisierung oder neue Reli gi osität?" hei ßt das Dos-
sier des neuen forum−Hefts. Um das Thema sich lee-
render Kirchen bei ei nem wachsenden Angebot alterna-
tiver Heilslehren dreht sich alles i n dieser Weihnachts-
ausgabe, die sich zudem mit dem Nahost−Konflikt und
demdrohenden Krieg gegen Irak befasst: Zu Wort kom-
men dabei der israelische Friedensaktivist Uri Avnery
und der palästi nensische Journalist Hakam Abdel−Hadi.
Letzterer war i n diesem Jahr zu Gast bei forumi n Lu-
xemburg und diskutierte mit dem LSAP−Abgeordneten
Ben Fayot und demjüdischen Konsistori umsvorsitzen-
den Alai n Meyer. Außerdemist ei ne Stell ungnahme der
katholischen Friedensbewegung Pax Christi zur US−
Kriegsdrohung zu lesen. Und das Dossier der vorletzten
Ausgabe − Vietnam− wird erneut aufgegriffen mit ei nem
Beitrag des Historikers Marc Schoentgen über die Ge-
schichte der Vietnam−Fl üchtli nge i m Großherzogtum.
Last but not least verrät i n der Heftnummer 222 Jürgen
Stoldt ei ni ges über das Luxemburger Univer-
sitätsgesetz.
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